Zentrales Umsetzungsprogramm zur Anpassung an die Folgen des

Klimawandels im Land Bremen

(ZUP-Klimaanpassung)

Richtlinie zur Forderung von MaBnahmen zur Umsetzung der

Anpassungsstrategie an die Folgen des Klimawandels des Landes

und der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven
(aktualisierte Fassung vom 19.04.2024)

1 Zuwendungszweck und Rechtsgrundlagen

1.1

1.2

1.3

Zuwendungszweck

Im April 2018 wurde die Strategie zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels des
Landes und der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven verabschiedet.' Dieser
strategische Rahmen wird i.d.R. im Turnus von 5 Jahren fortgeschrieben.
Ubergeordnetes Ziel der Strategie ist, die Toleranz und die Widerstandsfahigkeit
gegenuber Klimaveranderungen und deren Folgen sowie die Vorsorge und das
Reaktionsvermdgen der Stadtgemeinden sowie der Burgerinnen und Burger zu
starken. Dadurch besteht ein langfristig ausgerichteter strategischer Rahmen, wie
sowohl den schleichenden als auch den abrupt auftretenden Klimafolgen begegnet
werden kann. Langfristiges Ziel ist es, gute Lebens- und Arbeitsbedingungen zu
schaffen und die Wettbewerbsfahigkeit auch bei potenziell eintretenden Klimafolgen in
der Region zu erhalten.

Vor diesem Hintergrund zielt das ,Zentrale Umsetzungsprogramm Klimaanpassung*
darauf ab, Vorhaben zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels, der
Risikopravention und der Katastrophenresilienz im Sinne der Strategie zur Anpassung
an die Folgen des Klimawandels des Landes und der Stadtgemeinden Bremen und
Bremerhaven zu férdern. Entsprechend der in der Klimaanpassungsstrategie
formulierten Zielstellung sollen die geférderten Malinahmen die Resilienz,
Widerstands- und Zukunftsfahigkeit der Freien Hansestadt Bremen und ihrer beiden
Stadtgemeinden starken.

Zuweisung

Diese Forderrichtlinie findet entsprechend auch bei Zuweisungen Anwendung.

Rechtsgrundlagen

Das Land Bremen gewahrt eine Férderung nach MalRgabe dieser Richtlinie, der §§ 23
und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und §§ 48, 49 und 49 a des Bremischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VWVfG) in der jeweils gultigen Fassung.

Bei Finanzierung aus Mitteln des Europaischen Fonds flr regionale Entwicklung
(EFRE) gelten die Vorschriften der Europaischen Union zum Europaischen Fonds fur

1 https://www.klimaanpassung.bremen.de/anpassung-projekte/die-anpassungsstrategie-20395
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regionale Entwicklung, insbesondere die Verordnungen (EU) 2021/1060 und (EU)
2021/1058.

Es gelten die aktuellen Bestimmungen des EU-Beihilferechts. Es findet die Verordnung
(EU) 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 tUber die Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union auf
De-minimis-Beihilfen in der jeweils geltenden Fassung Anwendung.

Die ,Allgemeinen Nebenbestimmungen flr Zuwendungen zur Projektférderung
(ANBest-P)“ bzw. bei Finanzierung des Vorhabens aus Mitteln des Européischen
Fonds fur regionale Entwicklung (EFRE) die ,,Allgemeinen Nebenbestimmungen flr
Zuwendungen zur Projektférderung im Rahmen von EU-geférderten Projekten
(ANBest-EU)"“ werden Bestandteil des Zuwendungsbescheides.

1.4 Rechtsanspruch

Ein Anspruch der Antragstellerin oder des Antragstellers auf Gewahrung einer
Forderung besteht nicht, vielmehr entscheidet die bewilligende Stelle aufgrund ihres
pflichtgemaflien Ermessens im Rahmen der verfugbaren Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Forderung

Die Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau
gewahrt nach MaRRgabe dieser Richtlinie Zuschusse fir nichtwirtschaftliche Vorhaben?
im Sinne des Beihilferechts. Dabei missen die jeweiligen Vorhaben ein erhebliches
Interesse bei der Erflllung des Zuwendungszwecks aufweisen, das ohne diese
Zuschisse nicht oder nicht in notwendigem Umfang befriedigt werden kann. Diese
Vorhaben koénnen sein:

2.1 Nicht-investive MaBnahmen, insbesondere

o Ganzheitliche Konzepte, fachlbergreifende Strategie- und Leitlinienentwicklungen,
Gutachten, Studien, Analysen (insb. Risikobewertungen, Gefahrdungsanalysen),

e Simulationen, Modellierungen, Fachkarten und Modellrechnungen,

e Monitoring-, Frihwarn-, Auskunfts- und Informationssysteme,

e MalRnahmen zum Abbau von Informationsdefiziten und Umsetzungshemmnissen,
(z.B. Sensibilisierungs-/Informationskampagnen, Beteiligungsverfahren,
Beratungen)

2.2 Investive MaBnahmen, insbesondere

e innovative 0kosystembasierte Losungen (,Nature Based Solutions®) zur
Anpassung an die Folgen des Klimawandels;

e Anpassung und Verbesserung o6ffentlicher Infrastrukturen der Daseinsvorsorge mit
Hilfe 6kosystembasierter Losungen (z. B. kleinrdumige Malinahmen der
dezentralen Regenwasserwirtschaft im Quartier im Sinne des
Schwammstadtprinzips);

2 Mit dieser Forderrichtlinie sollen nichtwirtschaftliche Vorhaben geférdert werden. Dies dient auch der
Einhaltung der Vorschriften des EU-Beihilfenrechts. Sollte die Férderung als staatliche Beihilfe
einzustufen sein, ist eine Férderung ausschlief3lich tber die De-Minimis-Verordnung maglich (siehe
hierzu Punkt 6 ,Beihilferechtliche Hinweise®).



¢ Malnahmen zur klimaangepassten Verbesserung des stadtischen Umfelds, z. B.
Umgestaltungen/Sanierungen o6ffentlicher Raume in multifunktionale Flachen, um
innerstadtische Retentions- und Uberflutungsflachen bei Starkregenereignissen zu
schaffen;

e Herstellung und Verbesserung technischer Infrastruktur, z. B. fir Monitoring-,
Frihwarn-, Auskunfts-/Informationssystemen;

¢ Prototypen sowie pilothafte Malinahmen zur Umsetzung von Konzepten,
Strategien oder Leitlinien zur Steigerung der Klimaresilienz.

3 Zuwendungsempfanger
Antragsberechtigt sind

a) juristische Personen des o6ffentlichen Rechts auf dem Gebiet des Landes Freie
Hansestadt Bremen einschlief3lich ihrer senatorischen Dienststellen und Einrichtungen
sowie die Dienststellen und Einrichtungen der Stadtgemeinden Bremen und
Bremerhaven; hierzu zahlen ebenso die staatlichen Hochschulen?3;

b) juristische Personen des Privatrechts sowie sonstige Organisationsformen und
Sondervermdégen des Landes und seiner Stadtgemeinden, in denen Aufgaben der
offentlichen Verwaltung Uberfihrt sind gemaR der aktuellen Fassung des
Beteiligungsberichts der Freien Hansestadt Bremen sowie der aktuellen Fassung des
Beteiligungsberichts der Stadt Bremerhaven,;

c) nichtwirtschaftliche und gemeinntitzige Einrichtungen und Vereine im Sinne von
§ 21 BGB in Verbindung mit § 52 AO mit Sitz im Land Freie Hansestadt Bremen.

4 Zuwendungsvoraussetzungen
Es werden nur Vorhaben gefordert, die
¢ im Einklang mit den Zielen und SchlisselmalRnahmen der jeweils gtltigen
Fassung der Anpassungsstrategie an die Folgen des Klimawandels

Bremen/Bremerhaven* stehen und
e (Uber die gesetzlich vorgegebenen Anforderungen hinausgehen.

5 Art und Umfang, Hohe der Forderung

Die Férderung wird als Projektférderung in Form einer Anteilfinanzierung oder
Vollfinanzierung als nicht rlickzahlbare Férderung gewahrt.

5.1 Forderquoten

Fir o6ffentliche Einrichtungen des Landes Bremen und seiner Stadtgemeinden gemaf
Punkt 3a) sowie deren Beteiligungen gemafl Punkt 3b) wird eine Vollfinanzierung
gewahrt.

Fir gemeinnitzige Einrichtungen und Vereine gemal Punkt 3c) wird eine
Anteilfinanzierung von bis zu 95 % gewahrt. Im Rahmen der Férderentscheidung

3 Gemal § 2 Abs. 1 des Bremischen Hochschulgesetzes
4 https://www.klimaanpassung.bremen.de/anpassung-projekte/die-anpassungsstrategie-20395
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5.2

5.3

gemal Punkt 7.2 wird die Hohe des Eigenanteils des Antragstellers in die Bewertung
einbezogen.

Forderfahige Kosten
Es sind folgende Kosten forderfahig:

- Personalkosten, soweit diese fur das Vorhaben eingesetzt werden

- Sachausgaben wie Beratungsleistungen, Studien, Gutachten und externe
Dienstleistungen sowie investive Ausgaben fur technische Infrastruktur oder
Prototypen auRerdem sind Reisekosten férderfahig, sofern diese im
Projektzusammenhang erforderlich sind.

- Indirekte Kosten gem. Pauschalsatz auf die direkten Personalkosten

Durchfiihrungsbestimmungen

Detailregelungen zu den férderfahigen Kosten sowie dem Antragsverfahren sind in den
Durchfihrungsbestimmungen der Senatorin fur Umwelt, Klima und Wissenschaft zu
dieser Richtlinie dargestellt. Die Durchflihrungsbestimmungen werden auf den
Websites der Bewilligungsbehorden veroffentlicht.

6 Beihilferechtliche Hinweise

Nicht férderfahig sind Malinahmen, deren Finanzierung eine Beihilfe im Sinne des
Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags uber die die Arbeitsweise der Europaischen Union
enthalt.

Es kdnnen jedoch De-minimis-Beihilfen von nicht mehr als 300.000 EUR nach
Mafgabe der Verordnung (EU) 2023/2831 - sog. ,Allgemeine” De-minimis-
Verordnung® gewahrt werden. Der Gesamtbetrag der einem einzigen Unternehmen®
auf dieser Grundlage gewahrten De-minimis-Beihilfen darf den Betrag von

300.000 EUR im Zeitraum von drei Jahren nicht Ubersteigen. Sie darf daher erst
gewahrt werden, nachdem das antragstellende Unternehmen eine Erklarung in
schriftlicher oder elektronischer Form Uber alle De-minimis-Beihilfen abgegeben hat,
die es in diesem Dreijahreszeitraum bereits erhalten hat ("De-minimis-Erklarung").
Uber die gewahrte De-minimis-Beihilfe erhalt das Unternehmen Bescheinigung, die bei
zuklnftigen Beantragungen von De-minimis-Beihilfen vorzulegen ist (,De-minimis-
Bescheinigung“). Diese Bescheinigung ist zehn Jahre aufzubewahren. Die weiteren
Bestimmungen der De-minimis-Verordnung sind zu beachten.

7 Verfahren

Die Beantragung der Foérderung erfolgt bei der
Bremer Aufbau-Bank GmbH

5 Verordnung (EU) 2023/2831 der Kommission v. 13. Dezember 2023 (iber die Anwendung der Artikel
107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union auf De-minimis-Beihilfen
(ABI. L 2023/2831, 15.12.2023, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2023/2831/0j).

6 Zum Begriff ,Ein einziges Unternehmen* s. Artikel 2 Absatz 2 De-minimis-Verordnung.



Domshof 14/15
28195 Bremen
http://www.bab-bremen.de

Antragsverfahren

Antrage auf Gewahrung einer Férderung sind unter Verwendung des elektronischen
Antragsportals an die Bremer Aufbaubank zu richten. Weitere Informationen sind unter
http://www.bab-bremen.de zu finden.

Auswahlverfahren und Auswabhlkriterien

Das Auswahlverfahren ist zweistufig. Die Férderung von Vorhaben erfolgt vorrangig auf
der Grundlage von Projektaufrufen. Die Zeitrdume (Antragsfenster), in denen Antrage
zu Forderprojekten gestellt werden kdnnen, werden auf der Internetseite der Bremer
Aufbau-Bank unter http://www.bab-bremen.de bekannt gegeben. Ist zum Zeitpunkt des
Forderinteresses kein dem Zweck dieser Richtlinie entsprechender Aufruf und- oder
Wettbewerb verdffentlicht, kénnen im Rahmen verfligbarer Haushaltsmittel Vorhaben
auch einzeln geférdert werden.

Folgende Kriterien sind maf3geblich flir die Bewertung der Antrage durch die
Zuwendungsgeberin:

1. Beitrag zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels, zur Risikopravention oder

Klimaresilienz im Land Bremen oder in den Stadtgemeinden, z. B.:

a) Schlissigkeit des Beitrags der Mallnahmen zur Risikopravention, Reduzierung
von Betroffenheit sowie Nutzung von Chancen, die sich aus Klimawandelfolgen
ergeben;

b) Schlissigkeit des Beitrags der Malinahme zur Steigerung der Klima- und
Katastrophenresilienz des Landes und der Stadtgemeinden bzw. der
Akteur*innen/ Beteiligten gegeniuber den Folgen des Klimawandels;

c) Wirksamkeit des Vorhabens bei unterschiedlicher Auspragung des
Klimawandels (no-regret- bzw. low-regret-Ansatz).

2. Innovationscharakter, z. B.:
a) Innovationsgehalt (z. B. technologisch, 6konomisch, sozial, methodisch,
institutionell, instrumentell, rdumlich);
b) Modellcharakter/Vorbildcharakter der Ma3inahme;
c) AnstoRe flr eine nachfolgende breitenwirksame Diffusion der Innovation bzw.
der Projektergebnisse.

3. Nachhaltige Wirkung, z. B.:
a) Verstetigung und Dauerhaftigkeit der Malnahmen (Langzeitwirkung);
b) Vereinbarkeit mit Klima-, Gesundheits- und/oder Naturschutz sowie mit anderen
Schutzgitern;
c) Berucksichtigung der Belange von Menschen mit Behinderungen (z. B. bei
investiven Mallnahmen im 6&ffentlichen Raum oder bei
Sensibilisierungsmallinahmen der Bevolkerung).

4. Allgemeine Qualitatskriterien
a) Klarheit, Messbarkeit und Passfahigkeit der Projekt(-teil)ziele;
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b) Qualitat, Nachvollziehbarkeit und Realisierbarkeit des Arbeitsplans
(Zeitplanung, Ressourcenplanung, Meilensteine, ggf. Abbruchkriterien);

c) Nachvollziehbarkeit und Angemessenheit des Mitteleinsatzes fur groRtmagliche
Wirkung (Férdermitteleffizienz);

d) Eigeninteresse an der Durchfuhrung des Projektes (z. B. durch Bereitstellung
eines Eigenanteils).

5. Spezifische Auswahlkriterien des bremischen Programms des Europaischen Fonds
fur regionale Entwicklung (EFRE), veréffentlicht unter www.efre-bremen.de.

Die Antrage werden unter Berlcksichtigung des erheblichen Landesinteresses geprift.
Die Zuwendungsgeberin behalt sich vor, ausgewahlte Forderschwerpunkte prioritar zu
verfolgen und bestimmte thematische Zielstellungen von einer Férderung
auszuschliefen. Ein Rechtsanspruch auf Férderung besteht nicht.

8 Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veréffentlichung in Kraft.

Diese Richtlinie tritt am 31.12.2029 aufRer Kraft.


http://www.efre-bremen.de/

	20240419_01_Richtlinie ZUP-Klimaanpassung (Neuf. 04_24)
	1 Zuwendungszweck und Rechtsgrundlagen
	1.1 Zuwendungszweck
	1.2 Zuweisung
	1.3 Rechtsgrundlagen
	1.4 Rechtsanspruch

	2 Gegenstand der Förderung
	2.1 Nicht-investive Maßnahmen, insbesondere
	2.2 Investive Maßnahmen, insbesondere

	3 Zuwendungsempfänger
	4 Zuwendungsvoraussetzungen
	5 Art und Umfang, Höhe der Förderung
	5.1 Förderquoten
	5.2 Förderfähige Kosten
	5.3 Durchführungsbestimmungen

	6 Beihilferechtliche Hinweise
	7 Verfahren
	7.1 Antragsverfahren
	7.2 Auswahlverfahren und Auswahlkriterien

	8 Geltungsdauer

	20240419_02_Durchführungsbestimmungen ZUP
	1. Einleitung
	2. Förderfähige Kosten
	2.1 Personalkosten
	2.1.1 Abrechnung von Personalkosten
	2.2 Indirekte Kosten
	2.3 Sachkosten

	3 Antragsverfahren
	4 Sonstige Zuwendungsbestimmungen
	4.1 Bewilligungsverfahren und Durchführung
	4.2 Verwendungsnachweis
	4.3 Bekanntgabe von Projektdaten
	4.4  Evaluation
	4.5 Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung
	4.6 EFRE





